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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 
beschlossen, den mit Begründung beigefügten 


Entwurf eines Gesetzes über die Übernahme von 
Zinsen für Ausgleichsforderungen durch die Deut- 
sche Bundespost und die Deutsche Bundesbahn 


gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich den 
Gesetzentwurf mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Die Bundesregierung hat besdilossen, dem Bundestag die Ablehnung 
des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

Begründung 

Auf Grund des § 10 Abs. 4 der Zweiten Verordnung zur Durch- 
führung des Umstellungsgesetzes (Bankverordnung) haben die 
jeweiligen Haushaltsgesetze des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und 
des Bundes die Deutsche Post/Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Reichsbahn/Deutsche Bundesbahn zur anteiligen Verzinsung der 
Ausgleichsforderungen herangezogen. 

Die Länder der französischen Zone hatten es ebenso wie das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet und der Bund ln der Hand, die ihnen 
unterstellten Post- und Bahnverwaltungen für die Zeit vom 
21. Juni 1948 bis zum 30. Juni 1949 zur Übernahme eines Anteils 
an den Zinsaufwendungen für die Ausgleichsforderungen durch 
Gesetz zu verpflichten. Sie haben es indessen verabsäumt, eine solche 
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Regelung zu treffen, als diese innerhalb ihrer eigenen Finanzverant- 
wortlichkeit möglich war. Es erscheint nicht vertretbar, diese Rege- 
lung nach mehr als vier Jahren nachzuholen, nachdem die Betriebs- 
verwaltungen Post und Bahn durch das Grundgesetz auf den Bund 
übergegangen sind. Die beteiligten Länder besitzen keinen Rechts- 
anspruch, heute von den Zinsbelastungen aus der Zeit vom 21. Juni 
1948 bis 30. Juni 1949 teilweise entlastet zu werden. Der Hinweis 
auf die Verhältnisse bei der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes erscheint nicht ausreichend, um diese vor Errichtung 
des Bundes liegenden Tatbestände Jetzt zu Lasten von dessen Son- 
dervermögen zu regeln. Hinzu kommt, daß die finanziellen Ver- 
hältnisse sich für die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundes- 
bahn wesentlich geändert haben und cs unbillig wäre, diese Sonder- 
vermögen mit Ansprüchen zu belasten, mit denen sie im Rahmen 
ihrer Betriebsführung gar nicht rechnen konnten. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

Über die Übernahme von Zinsen für Ausgleichsforderungen 
durch die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundesbahn 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Deutsche Bundespost übernimmt 
vom 21. Juni 1948 an die Zinsen für die Aus- 
gleichsforderungen, die den Postsparkassen 
auf Grund von Artikel 10 § 24 in Verbin- 
dung mit § 23 der Verfügung Nr. 73 Com- 
mandant en Chef Fran^ais en Allemagne zur 
Durchführung der Verordnung Nr. 160 vom 
26. Juni 1948 über die Geldreform vom 
26. Juni 1948 (Journal Officiel 1948, S. 1546) 
und § 6 der Anordnung der Alliierten Bank- 
kommission über Abschlagszahlungen auf die 
Zinsen für die A^usgleichsforderung der Geld- 
institute (15. Durchführungsverordnung zur 
Verordnung Nr. 160 vom 26. Juni 1949 — 
Journal Officiel 1949, S. 2014) gegenüber 
dem Land Baden-Württemberg (als Rechts- 
nachfolger der früheren Lander Baden und 
Württemberg-Hohenzollern), dem Land 
Rheinland-Pfalz und dem bayerischen Kreis 
Lindau zustehen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost übernehmen vom 


21. Juni 1948 an ein Drittel der Zinsen für 
die Ausgleichsforderungen, die der Bank 
deutscher Lander auf Grund von Artikel 10 
§ 25 in Verbindung mit § 23 der Verfügung 
Nr. 73 des Commandant en Chef Fran^ais en 
Allemagne zur Durchführung der Verord- 
nung Nr. 160 vom 26. Juni 1948 über die 
Geldreform vom 26. Juni 1948 (Journal 
Officiel 1948, S. 1546) und § 6 der Anord- 
nung der Alliierten Bankkommission über 
Abschlagszahlungen auf die Zinsen für die 
Ausgleichsforderung der Geldinstitute (15. 
Durchführungsverordnung zur Verordnung 
Nr. 160 vom 26. Juni 1949 — Journal 
Officiel 1949, S. 2014) gegenüber dem Land 
Baden-Württemberg (als Rechtsnachfolger 
der früheren Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern), dem Land Rheinland- 
Pfalz und dem bayerischen Kreis Lindau 
zustehen. Das zu übernehmende Drittel wird 
im Verhältnis von 3:2 auf die Deutsche Bun- 
desbahn und die Deutsche Bundespost auf- 
geteilt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit sofortiger Wirkung 
in Kraft. 
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Begründung 


Nach Art, 10 §§ 24 und 25 der Verfügung 
Nr. 73 des Commandant en Chef Fran^als en 
Allemagne zur Durchführung der Verord- 
nung Nr. 160 vom 26. Juni 1948 über die 
Geldreform vom 26. Juni 1948 sind das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet und die Länder der 
französischen Zone Schuldner der den Post- 
sparkassenämtern und der Bank deutscher 
Länder zuzuteilenden Ausgleichsforderungen, 
Gemäß § 5 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1949 
vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 199) ging der 
Zinsendienst für die auf Grund von § 23 
Abs. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 21. August 1951 (BGBl. I S. 779) 
übernommenen Ausgleichsforderungen ab 
1. Juli 1949 auf den Bund über, so daß die 
Länder der französischen Zone Zinsen nur 
noch für die Zeit vom 21. Juni 1948 bis 
30. Juni 1949 zu zahlen haben. 

Art. 10 § 26 a. a. O. ermächtigt die gesetz- 
gebenden Körperschaften des Vereinigten 
Wirtsdiaftsgebiets und der Länder der fran- 
zösischen Zone, die Eisenbahn- und Postver- 
waltungen zur Übernahme eines angemesse- 
nen Teiles der Ausgleichslast zu verpflichten. 
Die Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes hat von dieser Ermächtigung durch 
das Nachtragsgesetz zum Haushalt 1948 vom 
29, Juni 1949 (WiGBl. S. 105) und durch das 
Haushaltsgesetz 1949 vom 22. Juli 1949 
(WiGBl. S. 187) für die Rechnungsjahre 1948 
und 1949 Gebrauch gemacht. Für die Länder 
der französischen Zone ist bisher eine ent- 
sprechende gesetzliche Vorschrift nicht ergan- 
gen, da die rechtzeitige Verabschiedung von 
Haushaltsgesetzen für die Rechnungsjahre 
1948 und 1949 an der Haltung der Besat- 
zungsmacht scheiterte. Diesem Mangel soll 
durch den Entwurf abgeholfen werden. Nach 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes ist die 
Zuständigkeit des Bundes nach Art. 73 Nr. 4, 
6 und 7 des Grundgesetzes gegeben. 

Die in dem Entwurf vorgesehene Beteiligung 
der Eisenbahn- und Postverwaltungen an den 
Ausgleichslasten entspricht der für das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet getroffenen gesetz- 
lichen Regelung. 
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